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Rolf Euler     

Gesichtserkennung –     
Überwachungs-Probelauf in Berlin             

Nicht „Schau mir in die Augen...“ sondern: schaut der Ka-
mera in die Augen – und lasst euer Gesicht erkennen, wo 

und wann ihr gerade unterwegs seid, ihr Untertanen des sich 
mit christlichem Vorzeichen schmückenden Innenministers 
der Sicherheits-Misere.

Zu Zeiten von 1948 war es nur die Phantasie des George 
Orwell, der die Kamera an allen Orten und Überwachung der 
Menschen beschrieb. Das wird nun getoppt von Polizei, Bun-
despolizei, Deutscher Bahn und Innenministern.

Es geht da nicht mehr nur um Überwachung von Plätzen 
in der Stadt – auch die soll ausgeweitet werden. Es geht dar-
um, „Gefährder“ aus der Menge zu erkennen und ihren Weg 
– das ist der Anfang zur Probe – in den Berliner Südbahnhof 
zu registrieren.

Bloße Video-Überwachung wie tausendfach in London 
und auch in vielen deutschen Städten an öffentlichen Plätzen 
reicht nicht, die Gesichtserkennungssoftware ist inzwischen 
weit fortgeschritten und soll der Polizei zur Verfügung stehen. 

„Für‘n Appel und ‘n Ei“ stellen Versuchspersonen freiwil-
lig die Daten ihrer Gesichter zur Verfügung. Diese sollen von 
den Kameras dann automatisch erfasst werden, wenn sie im 
Bahnhof auftauchen. So soll getestet werden, ob die Software 
den realen Menschen aus der Menge heraus erkennt, dessen 
Gesicht sie nur als Datei kennt.

Gesichtserkennung arbeitet mit den typischen Koordina-
ten eines Gesichtes wie Augenabstand, Mundbreite, Nase-
Augen-Mund-Verhältnis, Ohrenabstand usw., verwendet also 
genau die biometrischen Daten, die bei der Passfotografie 
seit vielen Jahren verlangt 
werden und die z.B. aus 
einem Passbild bei der au-
tomatischen Kontrolle auf 
Flughäfen ausgelesen wer-
den. Dort dienen sie zur 
Identifizierung des im Pass 
befindlichen Fotos mit der 
Videoaufnahme des Men-
schen am Kontrollgang.

Am Bahnhof Südkreuz 
wird nun dasselbe ausge-
testet, die Software soll aus 
einer großen Menge von 
Leuten die Versuchsperso-
nen herausfinden und der Überwachung signalisieren.

Das Bundesinnenministerium versichert natürlich, dass 
der Datenschutz eingehalten wird, und es nur um Vorsorge ge-
gen Terror geht. So wurden denn im Bahnhof Südkreuz klei-
ne Hinweise angebracht, die signalisieren, wo die Gesichts-
erkennungskameras arbeiten und wo nicht. Kritiker wie der 
Verein „digitalcourage“ oder Datenschützer und die Opposi-
tion sehen eine eigentlich unzulässige verdachtslose General-
überwachung und Personenkontrolle. Da vorgesehen ist, die 
Überwachung auch auf „nicht ortsgemäßes Verhalten“ auszu-
dehnen, ist der Bewegungsprofilanalyse Tür und Tor geöffnet. 
So sollen angeblich auch fallende Menschen erkannt werden, 

aber natürlich auch rauchende und trinkende Menschen, oder 
Verhalten, das nach Meinung der Software-Entwickler nicht 
„normal“ ist.

Um „Gefährder“ oder wen auch immer zu erkennen, muss 
ein Bild von ihnen bereits vorliegen, das von der Software 
dann mit dem realen Bild aller vorbeilaufenden Menschen 
verglichen wird.

Die in jüngster 
Zeit verabschie-
deten Gesetze zur 
Erweiterung und 
möglichen Privati-
sierung der Video-
überwachung im 
öffentlichen Raum 
sowie die Erlaub-
nis für Polizei und 
Behörden, auf die 
bei den Passäm-
tern gespeicherten 
Fotos zugreifen zu 
dürfen, zeigen eine Überwachungs- und Datensammelmen-
talität von Polizei und Geheimdiensten, die George Orwell 
eigentlich nur am Beispiel totalitärer Staaten vorwegahnte.

Wenn man hier Zwei und Zwei zusammenzählt, wäre die 
Folgerung, dass die Millionen Passfotos aus den Melderegis-
tern der Gesichtskontrolle zur Verfügung stehen, um Über-
wachung zu ermöglichen. Das bedeutet für die Erhöhung der 
Sicherheit nichts, für die beschworene Freiheit sehr viel.

Gegenmaßnahmen, die schon in Internet-Foren diskutiert 
werden, bleiben individuelle Lösungen. Worum es gesell-
schaftlich geht, sei vom Hackercamp zitiert.* Phil Zimmer-
mann antwortete auf die Frage nach dem Austricksen der Ge-
sichtserkennung: „Klar kann man sich das Gesicht bemalen 
oder lustige Brillen nutzen oder Infrarot-LEDs, die die Ka-
meras anblitzen. Doch eine Antwort muss von der Zivilge-
sellschaft kommen und für alle Bürger gelten, nicht nur für 
Hacker. Das ist eine politische, keine technische Frage.“ 

Nachdem sich herausgestellt hat, dass den Versuchsper-
sonen ständig arbeitende Sender untergeschoben wurden statt 
passiver elektronischer Bausteine, hat jetzt sogar die konser-
vative Datenschutzbeauftragte den Abbruch des Versuchs ge-
fordert. Wären nicht die Aktivisten des Vereins „digitalcoura-
ge“ gewesen, wäre ein weiterer Überwachungsskandal nicht 
aufgedeckt worden!

*https://www.heise.de/newsticker/meldung/Was-war-Was-wird-Im-Leben-
von-Metamorphosen-umgeben-3793732.html
https://digitalcourage.de/blog/2017/selfiestattanalyse-masken-gegen-ueber-
wachung

Rolf Euler, viele Jahre auf, viele Schichten unter der Erde. Viele gute Tage 
mit Menschen – seit 1968 auch mit AMOS
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Hartmut Dreier/      

2. Juni – 50 Jahre   
Rückblick auf die Veranstaltung     

„Wir Gründerstudenten e.V.“ (Ruhr-Universität Bo-
chum) und AMOS hatten eingeladen zur Diskussi-

on „50 Jahre 2.Juni – in Berlin und in Bochum“ am 2. Juni 
2017 im bahnhof langendreer in Bochum. Trotz sehr heißem 
Wetter kamen am Freitag vor dem langen Pfingstwochenen-
de erfreulicherweise rund 100 Menschen und davon blieben 
mehr als die Hälfte bis zum Schluss. Nach dem Auftakt mit 
dem sehr wichtigen Film von Roman Brodman „Der Polizei-
staatsbesuch“ sprach Wolfgang Kraushaar zum Thema „2. 
Juni 1967“: er berichtete von neuen Forschungen auch zum 
Tag danach – Berlin am 3. Juni 1967. Direkt ging es gleich 
weiter – ersichtlich auch zu deren Überraschung – mit Robert 
Bosshards künstlerischer Intervention zusammen mit seinem 
Freund Achim Krämer am Schlagzeug. Auch Roberts Provo-
kation wurde nicht diskutiert, sondern anschließend rezitierte 
G. Violet eindrucksvoll aus Uwe Timms „Der Freund und der 
Fremde“. Dann erst kam es zur allgemeinen Diskussion, et-
was spät, der Dampf war raus. 

„Alte Kämpfer“ treffen sich – das ist immer gut. Aber in 
bleiernen Zeiten, wie sie auch heutzutage herrschen, braucht 
es Zeit für Debatten und aktualisierende Klärungslust, für 
Lebensfreude gepaart mit Widerborstigkeit, in kreativer Mi-
litanz und geistiger Aufgeklärtheit. Diese Veranstaltung blieb 
vage. Wie wird es, wenn AMOS in 2018 50 Jahre alt wird?

Ich bin überrascht, wie viel die Medien in diesem Jahr um 
den 2. Juni herum über die Ereignisse vor 50 Jahren berich-
teten. Dabei stand Benno Ohnesorg und sein Tod im Mittel-
punkt, nicht aber die Massendemos und breiten Proteste in 
Berlin und in der damaligen BRD. Für uns Linke und Kriti-
sche Kreise bleibt immer wichtig, an diese Erhebungen zu er-
innern. Tod für sich kann ohnmächtig machen, Erinnerung an 
Aufständisches und Selbstorganisation ermutigt auch heute. 

Ingrid Krau
Verlöschendes Industriezeitalter – Suche nach Aufbruch zwischen 
Rhein und Emscher
erscheint Anfang 2018
Wallstein Verlag, Göttingen, 128 S., 20 Fotografien
Wie lässt sich die Stagnation, die Rückentwicklung der Großregion 
„Ruhrgebiet“, einst wirtschaftlich dynamischer Teil Deutschlands, ver-
stehen und erklären? Ingrid Krau, die im Ruhrgebiet aufwuchs und dort 
lange arbeitete aus Interesse an dieser exzeptionellen, von der Industrie 
geprägten Region, ging in die kommunale Entwicklungsplanung Duis-
burgs. Danach forschte und erarbeitete sie Konzepte der Nachnutzung 
der Anlagen von Stahlindustrie und Bergbau für die IBA Emscherpark. 
Sie beschreibt die Unbeweglichkeit der Institutionen gegenüber dem 
Niedergang der altindustriellen Region, der sich seit der „Wendezeit“ 
von 1990 verstärkt, und diagnostiziert eine fest gefügte Abhängigkeit 
der Pfade des Handelns, die die Großunternehmen und die Landes- und 
Kommunalpolitik der Region zusammenband und weiter -bindet – mit 
dem Ziel, Arbeitsplätze zu erhalten, wo Rationalisierungen, Mechanisie-
rungen, Automation und radikale Betriebsschließungen die abhängige 
Arbeit in unvorstellbaren Größenordnungen abgeschafft haben. Damit 
verschwand allerdings auch die unternehmerische Verantwortung für 
die Vielen. | Welche Chancen, die Abwärtsspirale zu überwinden, bietet 
die Region? Die Autorin zeigt ein vielschichtiges Bild der Region, ver-
bunden mit dem Ziel, Wege in eine mögliche und wieder prosperierende 
Zukunft zu finden. In einer Region, die bisher eher Wege der Abhän-
gigkeit bot, sieht sie den zukünftigen Weg nicht allein als Ergebnis der 
noch bescheidenen Initiativen der Selbstqualifizierung, sondern auch im 
unverzichtbaren Engagement der Ruhrwirtschaft und der Landespolitik 
zu einer stetigen Neuorientierung in Bildung und Qualifizierung. 

Manfred Walz

Christoph Rauhut, Niels Lehmann 
Fragments of Metropolis – Rhein & Ruhr 
Das expressionistische Erbe an Rhein und Ruhr 
Hirmer Verlag, München 2016 
Der Wahrheit zuliebe sage ich sofort: It’s stupid it’s architecture. Ca. 
140 Farbphotos zeigen die wunderschöne rosa- oder rotbraune Klinker-
architektur des niederdeutschen Expressionismus der 1920er Jahre vor 
niederdeutsch-hellblauen Himmeln, unterschiedlich Anspruchsvolles, 
Wohnhäuser, Kirchen, Verwaltungsbauten, Firmensitze und Privathäu-
ser. Tatsächlich entwickelte sich dies im Nebeneinander von Städten 
und Stadtteilen, von politischen und privaten Impulsen und von kul-
tureller und ökonomischer Repräsentation. Stadtentwicklung Deutsch-
lands nach dem Ersten Weltkrieg im 20. Jahrhundert, das sind immer 
wieder wegbrechende Kunstdiskurse und schnelllebig wandelnde Wert-
schätzungen. Auch der Skandal historischer Vergesslichkeit oder Kurz-
sichtigkeit und ein wenig zimperlicher Umgang mit dem baukulturellen 
Erbe gehen mit der Stadtentwicklung im 20. Jahrhundert einher. Deswe-
gen wissen wir auch so wenig von der Architektur des frühen 20. Jahr-
hunderts in Düsseldorf, Köln, Gelsenkirchen, Essen, Herne oder Hamm. 
Das handliche Buch von Christoph Rauhut und Niels Lehmann hilft 
uns auf die Sprünge. Es präsentiert selbstverständlich Vieles von den 
damaligen Großarchitekten wie Peter Behrens, Wilhelm Kreis, Josef 
Frank, Paul Bonnatz, Fritz Schupp und Martin Kremmer oder Domi-
nikus Böhm. Aber auch die  mutige Villa Albert Schwarz (S. 9) eines 
eher wenig bekannten Architekten Fritz Fuß in Köln ist in dem Buch. Es 
zeigt das Amtsgericht  Dorsten (S. 26) von Hugo Witt, die erstaunliche 
Lutherkirche (S. 37) in Datteln von Hugo Pfarre, Heinrich Strunck und 
Josef Wetzlar oder das „Rathaus Oberhausen“ (S. 131) von einem F. 
Ludwig, sie alle bekamen ihre Fotoseite. Jeder Bau ist ein Statement.
Christoph Rauhut denkt, dass diese Architektur den „stolzen Wunsch 
eines Fortschritts“ (S. VIII) zeigt. Er hebt ihre lokale, kulturelle und 
regionale Vielfalt hervor. Richtig sind auch seine Hinweise auf die ei-
nen besonderen Stil fördernden Professoren Wilhelm Kreis als langjäh-
riger Leiter der Kunstgewerbeschule Düsseldorf und Alfred Fischer als 
ebenso langjähriger Leiter der Handwerker- und Kunstgewerbeschule 
Essen. Vielleicht erzählt das Buch ein bisschen zu wenig davon, dass 
die expressionistische Architektur der 1920er Jahre eine Architektur 
in wirtschaftlich extrem schwierigen Zeiten und eine Architektur in 
einer gesellschaftlich und politisch tief gespaltenen deutschen Gesell-
schaft war. War das Vermauern des rosa bis rostroten Klinker – Stein 
für Stein – vielleicht nicht nur „Stil“, sondern auch ein Beschäftigungs-
programm? Ist der Unterschied zwischen Rhein-Terrasse, Tonhalle und 
Ehrenhof in Düsseldorf von Wilhelm Kreis und der Marktschule in 
Gelsenkirchen-Ickern von Alfred Fischer nicht auch ein Ausdruck der 
gesellschaftlichen Spaltung Deutschlands damals, in ärmer und reicher 
und in politisch eher links und eher rechts?
                                                                                       Sebastian Müller

Lesetipps

Rupert und Christel Neudeck
Was man nie vergessen kann. Erinnerungen vietnamesischer Boots-
flüchtlinge
Peter Hammer Verlag, Wuppertal 2017, 182 S.
In der aktuellen Abschottung und dem Push-back gegen Flüchtlinge im 
Mittelmeer erscheint soeben dieses Taschenbuch: 13 Erinnerungen von 
Bootsflüchtlingen aus dem damaligen Vietnam, erstmals veröffentlichte 
Tagebuchaufzeichnungen und Einzelheiten dieser Rettungsaktionen in 
Privatinitiative, die 1979 zunächst in Frankreich auf Betreiben von Jean 
Paul Sartre, André Glucksmann, Bernard Kouchner begannen. Christel 
und Rupert Neudeck wurden dadurch zur praktischen Solidarität ange-
spornt und durch sie viele weitere Freiwillige hierzulande. „Cap Ana-
mur“ begann. Sie retteten 11.300 Menschen von 226 Booten vor den 
Küsten Vietnams. – Christel Neudeck vollendete das noch zu Lebzeiten 
von Rupert gemeinsam begonnene Buch; Rupert starb im Mai 2016. 
Bettina von Clausewitz hat es redaktionell bearbeitet. – Die Boots-
flüchtlinge erlebten sich als Opfer nach dem Sieg des Vietcong im be-
freiten Vietnam, für das wir und viele Menschen „1968“ demonstrierten 
und sich politisierten. Wenn Volksbefreiung und Revolution erfolgreich 
sind und als Sieger „Umerziehung“, „Lager“ u.a. inszenieren, wird Re-
volution konterrevolutionär-repressiv und „internationale Solidarität“ 
dialektisch-komplex. „Cap Anamur“ hat gültige Maßstäbe gesetzt. Das 
Buch ist aufregend.                                                          Hartmut Dreier

Lesetipp

Hartmut Dreier, seit ‘68 auch beim AMOS.
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Claus Bredenbrock     

2. Juni 1967 – 18. Oktober 1977: Ein (west)deutsches Jahrzehnt   
40 Jahre „Deutscher Herbst 1977“ und eine Geschäftsidee der Firma Dornier     

Ende Juli 2017 wird bekannt: die geschichtsbeladene Boe-
ing 737, die den Namen „Landshut“ trug und bis 1985 

im Dienst der Lufthansa stand, ist von Bundesaußenminister 
Sigmar Gabriel vor dem Verschrotten gerettet worden. Das 
ausgeschlachtete Flugzeugwrack stand auf einem Flugzeug-
friedhof im brasilianischen Fortaleza und soll jetzt nach 
Deutschland geschafft und dort ausgestellt werden. 

Mogadischu 1977

Am 13. Oktober 1977 war die „Landshut“ auf ihrem Li-
nienflug mit Urlaubern auf der Rückriese von Palma de Mal-
lorca nach Frankfurt am Main durch ein vierköpfiges Kom-
mando der palästinensischen Organisation PFLP (Volksfront 
zur Befreiung Palästinas) entführt worden. Die Entführer 
wollten ihre Aktion damals als Unterstützung für die Rote 
Armee Fraktion (RAF) verstanden wissen, die zur gleichen 
Zeit den Arbeitgeberpräsidenten Hanns Martin Schleyer in 
ihrer Gewalt hielt. Ihre gemeinsame Forderung: elf in Stutt-
gart-Stammheim einsitzende Häftlinge der RAF sollten im 
Austausch gegen die Geiseln freigegeben werden. Die so-
zialliberale Bundesregierung lehnte das ab. Bundeskanzler 
Helmut Schmidt gab stattdessen den Befehl, die im soma-
lischen Mogadischu stehende „Landshut“ zu befreien. Am 
18. Oktober 1977 stürmte die deutsche Sondereinheit GSG 
9 des Bundesgrenzschutzes das Flugzeug und tötete drei der 
vier Palästinenser. Alle Geiseln überlebten, viele von ihnen 
bis heute schwer traumatisiert. Nur der Flugkapitän Jürgen 
Schumann war bereits zwei Tage zuvor von den Palästinen-
sern getötet worden. In der Nacht nach der Erstürmung des 
Flugzeugs in Mogadischu starben in der Haftanstalt Stuttgart-
Stammheim die Häftlinge Andreas Baader, Jan-Carl Raspe 
und Gudrun Ensslin, die Insassin Irmgard Möller überlebte 
die Nacht schwer verletzt. Einen Tag später wurde Hanns 
Martin Schleyer im elsässischen Mulhouse ermordet aufge-
funden. Der sog. „Deutsche Herbst“ 1977 hatte sein blutiges 
Ende genommen. 

Vielleicht wird die Boeing 737 bis zum 40. Jahrestag der 
Erstürmung der entführten „Landshut“-Maschine am 18. Ok-
tober 2017 ja bereits wieder in Deutschland sein. An diesem 
Tag ist eine Gedenkveranstaltung mit dem Bundespräsidenten 
Frank-Walter Steinmeier geplant. „Das Vergangene ist nicht 
tot“ schrieb William Faulkner einmal „es ist nicht einmal ver-
gangen“. 

Berlin 2. Juni 1967

Ganz sicher besteht heute weitgehend Einigkeit darüber, 
dass die Ereignisse des „Deutschen Herbstes“ ihren Ursprung 
in Geschehnissen haben, die sich 10 Jahre zuvor im damals 
noch geteilten Berlin abgespielt haben. Damals weilte der 
Schah von Persien – durch einen von britischen und ameri-
kanischen Geheimdiensten organisierten Putsch ins Amt ge-
hoben – in West-Berlin. Berliner Senat, Bundesregierung und 
Bundespräsident Heinrich Lübke hießen ihn herzlich will-

kommen, doch beim Besuch der Oper 
kam es zu Demonstrationen gegen den 
Schah. Dabei wurde am 2. Juni 1967 
der Student Benno Ohnesorg durch ei-
nen Kopfschuss getötet. 

Am Vortag hatte der iranische Oppositionelle Bahman Ni-
rumand einen bewegenden Vortrag über das Unrechtsregime 
in seinem Land gehalten. Aber nicht internationale Solidari-
tät allein war Anlass der Proteste. Am 10. März 1967 hatte 
das Bundeskabinett Notstandsregelungen zur Aufnahme in 
das Grundgesetz verabschiedet und in den Bundestag und 
Bundesrat zur Beratung überwiesen. Der Historiker Eckard 
Michels verweist in seinem Buch „Schahbesuch 1967. Fanal 
für die Studentenbewegung“ darauf, dass in Teilen des akade-
mischen Milieus der Besuch des Kaiserpaars „angesichts der 
seit Anfang Mai 1967 einsetzenden großen Sicherheitsvor-
kehrungen als Notstandsübung“ gegolten habe. Ausführende 
Staatsorgane hätten ihre Durchsetzungskraft auf die Probe 
stellen wollen. 

Nach der Erschießung Benno Ohnesorgs verschärften 
sich die politischen Konflikte im alten Westdeutschland und 
in West-Berlin kontinuierlich: nach dem Attentat auf den 
Studenten Rudi Dutschke zu Ostern 1968 auf dem Berliner 
Kurfürstendamm kam es zu offenen Straßenschlachten zwi-
schen Demonstranten und der Polizei, in Berlin versorgte der 
V-Mann und Verfassungsschutzbeamte Urbach die Demons-
tranten aus einem großen Weidenkorb mit etwa einem Dut-
zend zündfertiger Molotowcocktails. Außerdem zeigte er den 
Demonstranten, wie Autos umgekippt werden konnten, damit 
das Benzin aus dem Tank lief.

Der Radikalenerlass 

Durch den „Gemeinsamen Runderlass der Ministerprä-
sidenten und aller Landesminister zur Beschäftigung von 
rechts- und linksradikalen Personen im öffentlichen Dienst“ 
vom 18. Februar 1972 eskalierte das politische Klima wei-
ter. Der Erlass hatte zum Ziel, die Beschäftigung sog. Verfas-
sungsfeinde im öffentlichen Dienst zu verhindern. Von 1972 
bis zur endgültigen Abschaffung der Regelanfrage, zuletzt 
1991 in Bayern, wurden bundesweit insgesamt 3,5 Millionen 
Personen überprüft. Davon wurden 1.250 überwiegend links-
orientierte Lehrer und Hochschullehrer nicht eingestellt, rund 
260 Personen entlassen. 

Die „Bewegung 2. Juni“

Nachdem am 4. Dezember 1971 Georg von Rauch in 
Westberlin beim Versuch seiner Festnahme erschossen wurde, 
gründete sich im Januar 1972 die „Bewegung 2. Juni“. Die-
se verübte eine Reihe von Bombenattentaten, Banküberfällen 
und Entführungen von Funktionsträgern des Staates und aus 
der Wirtschaft. Der Präsident des Berliner Kammergerichts 
Günter von Drenkmann wurde 1974 bei einem fehlgeschla-
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genen Entführungsversuch erschossen. Am 27. Februar 1975 
wurde drei Tage vor der Wahl zum Abgeordnetenhaus der 
Spitzenkandidat der CDU, Peter Lorenz, entführt. Er wurde 
fünfeinhalb Tage in einem extra ausgebauten Keller gegen-
über dem Kreuzberger CDU-Büro gefangen gehalten, im 
Austausch mit Lorenz wurden zwei bei einer Demonstration 
Inhaftierte freigelassen, sowie fünf Häftlinge in Begleitung 
des Pfarrers Heinrich Albertz in den Südjemen ausgeflogen. 
Albertz war von der „Bewegung 2. Juni“ ausgewählt worden, 
da er am 26. September 1967 wegen der Erschießung Benno 
Ohnesorgs als Berliner Bürgermeister zurückgetreten war und 
sich in der Folgezeit kritisch mit den Ereignissen rund um die 
Demonstration am 2. Juni 1967 in West-Berlin auseinander-
gesetzt hatte.

Stammheim und die Folgen

Bereits im Juni 1972  war die Journalistin Ulrike Meinhof, 
Mitglied der RAF, in Hannover verhaftet worden. Sie ver-
brachte den Rest ihres Lebens in Untersuchungshaft, weitge-
hend isoliert von Außenkontakten. Im November 1974 wurde 
sie wegen Mordversuchs zu acht Jahren Freiheitsstrafe ver-
urteilt. Ab 1975 war sie im Stammheim-Prozess mit den üb-
rigen RAF-Führungsgliedern wegen vierfachen Mordes und 
54-fachen Mordversuchs angeklagt. Am 9. Mai 1976 fanden 
Justizbeamte Ulrike Meinhof mit einem aus Handtuchstrei-
fen geknoteten Strick um den Hals erhängt am Fenstergitter 
ihrer Zelle. Ihre Anwälte durften die Spurensicherung nicht 
begleiten.

Am 5. September 1977 nahm der „Deutsche Herbst“ sein 
vorläufiges, blutiges Ende: der Arbeitgeberpräsident Hans 
Martin Schleyer wurde in Köln entführt, sein Fahrer und drei 
in einem Auto folgende Leibwächter wurden erschossen. Er 
selbst wurde verschleppt. Seine Entführer forderten von der 
Bundesregierung die Freilassung von elf inhaftierten RAF-
Mitgliedern.

Die Regierung unter Bundeskanzler Helmut Schmidt ent-
schied sich, nicht auf die Forderungen einzugehen. Dabei 
blieb sie auch nach der Entführung des Flugzeugs Landshut 
am 13. Oktober 1977. Sie ließ die „Landshut“ am 18. Ok-
tober auf dem Flughafen Mogadischu von der GSG 9 des 
Bundesgrenzschutzes stürmen. Dabei wurden die als Geiseln 
genommenen Passagiere befreit. Schleyers Angehörige hatten 
die Haltung der Bundesregierung abgelehnt und ein Lösegeld 
von 15 Millionen DM bereitgestellt, dessen Übergabe die Be-
hörden verhinderten. Daraufhin hatte Schleyers Sohn Hanns-
Eberhard die Freilassung der RAF-Häftlinge beim Bundes-
verfassungsgericht beantragt. Der Antrag wurde wenige 
Stunden vor Ablauf des letzten RAF-Ultimatums abgelehnt. 
Ein Kommando der „RAF“ erschoss Schleyer. Seine Leiche 
wurde am 19. Oktober 1977 in Mulhouse im Kofferraum ei-
nes Audi 100 C1 aufgefunden.

Von den 20 identifizierten Personen des Täterkreises 
wurden 17 gefasst und rechtskräftig verurteilt, zwei bei der 
Verhaftung erschossen. Die noch lebenden Beteiligten haben 
den Namen des Todesschützen bis heute nicht preisgegeben. 
Das Ex-RAF-Mitglied Peter-Jürgen Boock gab im September 
2007 öffentlich an, dass Rolf Heißler und Stefan Wisniewski 
die Täter gewesen seien.

Tod in Argentinien

Ein anderes, ebenfalls mit dem Tode bedrohtes Leben 
hat die Bundesregierung damals überhaupt nicht interessiert, 
das Leben der deutschen Studentin Elisabeth Käsemann. 
Sie wurde am 9. Februar 1977 während der Militärdiktatur 
in Argentinien in ein Foltergefängnis verschleppt und starb 
dort am 24. Mai 1977. Selbst die verzweifelten Bemühungen 
von Elisabeths Vater, dem renommierten Tübinger Theologen 
Ernst Käsemann, die Regierung zur Intervention zu bemühen, 
scheiterten. Am 24. Mai 1977 wurde Elisabeth Käsemann er-
schossen. Sie war 30 Jahre alt.

Am 5. Juni 1977 trafen sich die deutschen Fußballer in 
Buenos Aires zum Freundschaftsspiel mit Argentinien. Bis zu 
seinem Tode hat Hans-Dietrich Genscher, der 1977 Außenmi-
nister war, sich nicht zu dem Fall geäußert. 

Die Pläne der Firma Dornier

Die „Landshut“ soll übrigens demnächst in der Halle 
„Whiskey“ am Flughafen Friedrichshafen untergestellt und 
dort innen und außen saniert werden. „Das Flugzeug ist ex-
trem verwittert. Die Farbe muss ab, Fenster müssen neu ein-
gepasst werden und wir wollen teilweise die Original-Technik 
und Beleuchtung wiederherstellen“, so David Dornier, Leiter 
des Dornier Museums. „Klar ist, dass wir mit diesem Schritt 
das reine Dornier-Firmenmuseum öffnen werden – weil es 
wichtig ist, sich neuen Themen zu stellen und neue Attraktio-
nen herzubekommen.“ – Über den Stand einer bundesweiten 
Spendenaktion zur Anschubfinanzierung des „Landshut“-
Projekts ist derzeit noch nichts bekannt. „Jeder Deutsche kann 
damit Teil des Projekts werden“, sagt Dornier. Nach der An-
schubfinanzierung sieht Dornier „keine Probleme, das Projekt 
zu finanzieren“. Man werde auf jeden Fall mehr Besucher ha-
ben und könne Eintrittsgelder benutzen, um das Flugzeug zu 
pflegen. Kritik aus Reihen der Stadtpolitik begegnet Dornier 
derzeit offensiv: „Das entscheidende ist, dass wir Leute nach 
Friedrichshafen bekommen. Das wird sicher der Gemeinde-
rat in einer Zeit, wenn das Projekt läuft, auch so sehen. Die 
„Landshut“ macht die Region attraktiver.“ Laut Pressemittei-
lung des Dornier-Museums vom Donnerstag sollen auch das 
Zeppelin-Museum sowie die Stadt und das Hotelgewerbe von 
der „Landshut“ profitieren. 
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als Autor und Regisseur im öffentlich-rechtlichen Rundfunk und Fernsehen, 
zuletzt mit der 90 Min. Dokumentation „Die US-Präsidenten und der Krieg“ 
für den WDR.
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Die Kreuzfahrer und die Zionisten   
     

Vor ein paar Tagen war ich in Cäsarea, saß in einem Res-
taurant und schaute hinaus aufs Meer. Die Sonnenstrah-

len tanzten auf den kleinen Wellen, die mysteriösen Ruinen 
der alten Stadt schauten geheimnisvoll aus. Es war heiß, aber 
nicht zu heiß, und ich dachte über die Kreuzfahrer nach.

Es ist in Israel fast ein Tabu, über die Kreuzfahrer zu re-
den. Wir haben ein paar Experten, aber im Allgemeinen wird 
das Thema vermieden. Ich kann mich nicht erinnern, während 
der paar Jahre, die ich (hier) in die Schule ging, etwas über die 
Kreuzfahrer gehört zu haben.

Das ist nicht so erstaunlich wie es klingen mag. Die jü-
dische Geschichte ist ethnozentrisch, nicht geographisch. Sie 
beginnt mit unserem (legendären) Vorfahren Abraham und 
seinen Gesprächen mit Gott und fährt fort bis zur Niederla-
ge der Bar Kochba-Rebellion gegen die Römer im Jahre 136 
A.D. Von da an verlässt unsere Geschichte Palästina und tanzt 
um die Welt und konzentriert sich auf jüdische Ereignisse bis 
zum Jahr 1882, als die ersten Vor-Zionisten einige Siedlungen 
im ottomanischen Palästina aufbauten. In der ganzen Zeit da-
zwischen war Palästina leer – nichts geschah hier.

Das ist, was israelische Kinder heute in der Schule lernen.

Tatsächlich geschahen aber während jener 1.746 Jahre 
eine Menge Dinge, mehr als in vielen andern Ländern. Das 
römische, byzantinische, arabische, ottomanische und briti-
sche Empire folgte bis 1948 aufeinander. Die Königreiche der 
Kreuzfahrer waren selbst ein bedeutendes Kapitel.

Die Ähnlichkeit zwischen den Kreuzfahrern und den Zio-
nisten fällt einem sofort auf. Beide Bewegungen brachten eine 
große Anzahl von Leuten aus Europa ins Heilige Land. (Wäh-
rend des ersten halben Jahrhunderts seiner Existenz brachten 
die Zionisten fast nur europäische Juden nach Palästina.) Da 
beide aus dem Westen kamen, wurden beide von den lokalen 
Muslimen als westliche Eindringlinge bezeichnet.

Weder die Kreuzfahrer noch die Zionisten hatten während 
ihrer ganzen Existenz einen einzigen Tag des Friedens. Das 
ständige Gefühl der militärischen Gefahr gestaltete ihre ganze 
Geschichte, ihre Kultur und ihren Charakter.

Die Kreuzfahrer hatten einige kurzzeitige Waffenpausen, 
besonders mit Syrien, aber auch wir haben jetzt zwei „Frie-
densabkommen“ mit Jordanien und Ägypten. Ohne ein wirk-
liches Gefühl des Friedens und der Freundschaft mit diesen 
Völkern erscheinen unsere Abkommen eher einem Waffen-
stillstand als einem Frieden.

Damals wurde das Los der Kreuzfahrer durch die Tatsache 
leichter, dass die Araber ständig untereinander zerstritten wa-
ren, genau wie heute. Bis der große Salah-a-Din (Saladin), ein 
Kurde, auf der Bildfläche erschien, die Araber einigte und die 
Kreuzfahrer in der Schlacht bei den Hörnern von Hattin, nahe 
Tiberias, besiegte. Danach gruppierten sich die Kreuzfahrer 
neu und blieben für weitere vier Generationen in Palästina.

Die Kreuzfahrer wie die Zionisten sahen sich selbst – ganz 
bewusst – als Brückenköpfe des Westens in einer fremden 
und antagonistischen Region. Die Kreuzfahrer kamen natür-
lich hierher als die Armee des Westens, um den Tempelberg 
und die Grabeskirche in Jerusalem zurückzugewinnen. Theo-
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dor Herzl, der Gründer des modernen Zionismus, schrieb in 
seinem Buch „Der Judenstaat“, die Bibel des Zionismus, dass 
wir in Palästina als Außenposten der (westlichen) Kultur ge-
gen die (muslimische) Barbarei dienen werden.

Die Ähnlichkeit der Kreuzfahrer und der Zionisten ist am 
größten, wenn es um Frieden geht.

Für die Kreuzfahrer war Frieden natürlich undenkbar. Ihr 
ganzes Unternehmen gründete sich auf das Ziel, Jerusalem 
und das ganze Heilige Land („Gott will es!“) vom Islam, dem 
Todfeind, zu befreien. Dies schließt – a priori – jeden Frieden 
mit Gottes Feinden aus.

Die Zionisten reden endlos über Frieden. Es vergeht kei-
ne Woche, dass Benjamin Netanjahu nicht eine berührende 
Erklärung über seine Sehnsucht nach Frieden abgibt. Aber 
jetzt ist absolut klar, dass er nicht im Traum einen Zoll Land 
westlich des Jordan aufgibt. Vor nur wenigen Tagen bestätig-
te er noch einmal öffentlich, dass er keine einzige jüdische 
Siedlung auf der Westbank „entwurzeln“ lassen wird. Nach 
internationalem Gesetz ist jede dieser Siedlungen illegal.

Natürlich gibt es riesige Unterschiede zwischen den bei-
den historischen Bewegungen – so riesige Unterschiede wie 
zwischen dem 11. und dem 21. Jahrhundert. 

In den Zeiten der Kreuzfahrer war die Idee der modernen 
Nationen noch nicht geboren. Die Ritter waren Franzosen, 
Engländer oder Deutsche, aber vor allem waren sie Christen. 
Der Zionismus entstand aus dem Willen, die Juden der Welt 
in einer Nation – im modernen Verständnis des Terminus – zu 
versammeln.

Wer waren diese Juden? Im Europa des 19. Jahrhunderts, 
einem Kontinent neuer Nationen, waren sie eine unnatürli-
che Ausnahme und deshalb gehasst und gefürchtet. Aber sie 
waren in Wirklichkeit ein unverändertes Relikt des byzantini-
schen Reiches, in dem sich die reine Identität aller Gemein-
schaften auf die Religion gründete. Diese ethnisch-religiösen 
Gemeinschaften waren autonom und standen unter der Juris-
diktion ihrer religiösen Führer.

Ein Jude in Alexandria konnte eine Jüdin aus Antiochi-
en heiraten, aber nicht die christliche Frau aus der Nachbar-
schaft. Eine römisch-katholische Frau in Damaskus konnte 
einen römisch-katholischen Mann aus Konstantinopel hei-
raten, aber nicht einen griechisch-orthodoxen Mann aus der-
selben Straße. Diese rechtliche Struktur besteht heute noch 
in vielen ehemaligen byzantinischen Ländern einschließlich 
– man würde es nie glauben – Israel.

Aber nach allen zeitlichen Unterschieden ist der Vergleich 
noch gültig und gibt viel Stoff zum Nachdenken – besonders, 
wenn man an der Küste von Cäsarea, mit der imposanten 
Kreuzfahrer-Mauer hinter sich, sitzt, nur wenige Kilometer 
vom Hafen von Atlit entfernt, wo die letzten Kreuzfahrer 
buchstäblich ins Meer geworfen wurden, als alles vor genau 
726 Jahren zu einem Ende kam. 


